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Inſerate werden billigſt berechne Nummer Berückſichtigung finden. 
Inhalte intereſſen des Gewerbeſtandes aber dürften kleine, wenig leiſtungsfähige 
rn Genoſſenſchaften keine beſonderen Erfolge erringen. 
Die Bildung der Gewerbe⸗Genoſſenſchaften am flachen Lande. Von Eine radikale Abhilfe bietet hier jedenfalls die Conſtituirung von 
5 Dr. Moriz en Be) Collectivgenoffenſchaften. Dieſe haben allerdings das Bedenken gegen ſich, 
Mittheilungen aus der Praxis: daß die Intereſſen der einzelnen Gewerbe nicht genügend gewahrt 


ur Auslegung des § 24 des Forſtgeſetzes und Abgrenzung der Competenzſphäre 1 ; 3 } N Fo mE 
0 in gcgen Seilen zwiſchen den Adminiſtrativbehörden und Civil⸗ werden können und beſonders die fachliche Ausbildung, die Förderung 
der ſpeciellen Intereſſen vernachläſſigt würden. 


erichten. 
Gates des Ehehinderniſſes des 8 63 a. b. G. B. bei einem zu einem Dieſer im Allgemeinen gewiß berechtigte Einwand geht aber von 

anderen Religionsbekenntniſſe übergetretenen römiſch⸗katholiſchen Geiſtlichen. Vorausſetzungen aus, die gerade in unſerem Falle vielfach nicht zu⸗ 
Geſetze und Verordnungen. treffen. Hier wird vielmehr die Frage zu beantworten ſein: werden 
die Specialgenoſſenſchaften zu lebenskräftigen Organismen fich entwickeln, 
daß ſie den geſammten Bereich ihrer Aufgaben zu erfüllen vermögen, 
oder werden dieſelben aus Mangel an Mitteln und thatkräftiger Unter⸗ 


Perſonalien. | 
= ihrer Mitglieder die in fie geſetzten Erwartungen nicht erfüllen 


Erledigungen. 


können, werden ſich unter einer verhältnißmäßig beſchränkten Zahl von 
Genoſſen jene Perſönlichkeiten finden, welche die nöthige Eignung und 
Hingebung zur Erreichung der hochgeſteckten Ziele beſitzen, werden ſie 
für die Dauer auf ihre Mitgenoſſen rechnen können? All' dies ſind 
Vorausſetzungen, deren Erfüllung einen hohen Grad von Intelligenz 
und Gemeinſinn zu ihrer Verwirklichung erfordern. 

Wir zweifeln, daß dieſe idealen Vorausſetzungen überall mit 
der Wirklichkeit übereinſtimmen. — Wenn die Collectivgenofſenſchaften 
von vorneherein eine beſchränktere Aufgabe ſich ſtellen müffen, fo 


Zie Bildung der Gewerbe-Genoſſenſchaften am 
flachen Fande. 


Von Dr. Moriz Caſpaar. 
Schluß.) 


Die Specialgenoſſenſchaften am flachen Lande werden nie mehr 
jene Bedeutung erlangen, welche die Innungen nicht ſelten beſaßen. 
Die Ausbildung des Communicationsweſens, die Erleichterung des Poſt⸗ 
verkehres, der völlig geänderte Charakter der heutigen Handelsgewerbe, bieten ſie doch eine Reihe anderweitiger Vortheile und haben 
die ſich als Abnehmer der Großinduſtrie auch in kleinen Orten als damit eine innere Berechtigung. Als Erſatz für den, häufig wohl 
Confectionsgeſchäfte einrichten, muß nothwendig das Terrain des Ge- fraglichen Entgang an Vortheilen der Specialgenofſenſchaften vermag 
werbes einſchränken. Mit der verminderten Nachfrage nach gewerblichen die Collectivgenoſſenſchaft auch unter ungünſtigen Verhältniſſen zu einer 
Artikeln, die ja weſentlich durch die verzeihliche Gewohnheit der beſſer lebenskräftigen Corporation ſich zu entwickeln und ihre Aufgabe, die 
ſituirten Conſumenten, ihren Bedarf an Kleidung, Wohnungseinrichtung Intereſſen des Gewerbeſtandes im Allgemeinen zu pflegen, mit einem 
u. ſ. f. von größeren Städten zu beziehen, noch reducirt wird, kann höheren Aufwand an Mitteln und Intelligenz durchzuführen. Daß heute 
auch die technische Fertigkeit der Gewerbetreibenden keine Fortſchritte der Gewerbeſtand, ſpeciell das Kleingewerbe, gegenüber der Großindu⸗ 
machen. Mit der mangelnden Gelegenheit, beſſere Arbeit zu machen, ſtrie eine Reihe gemeinſamer Intereſſen beſitzt, iſt zweifellos. Es gilt 
entfällt aber auch für die heranwachfende Jugend die Gelegenheit, etwas ja, durch Aſſociation dem Großcapitale ein Gegengewicht zu bilden 
Tüchtiges zu lernen, und es wird ſich naturgemäß die gewerbliche Aus⸗ und damit die Exiſtenz des ſocial hochbedeutſamen Mittelſtandes zu 
bildung in den größeren Städten concentriren, was ja im Intereſſe behaupten. Will man dies erreichen, dann darf man ſich nicht in ohnmäch⸗ 
der Sache nur wünſchenswerth ſein kann. Es werden gewiß ſtets am tige Gebilde zerſplittern, dann darf man nicht in eiſerſüchtiger Wahrung 
flachen Lande tüchtige Gewerbsleute exiſtiren, aber es iſt einerſeits die eines Specialintereſſes das Geſammtintereſſe auf's Spiel ſetzen. Eine 
Gefahr des Verlernens nicht unbedeutend, während andererſeits für Colleetivgenoſſenſchaft muß durchaus nicht die Intereſſen der einzelnen 
den über das Durchſchnittsmaß hinausreichenden Gewerbsmann ſtets Gewerbe beeinträchtigen, und kann ſtets hinreichenden Spielraum für 
die größere Stadt lohnendere Beſchäſtigung verſpricht. Für eine Reihe die Wahrung von Sonderintereſſen bieten. Soll die Gemerbe-Genoffen- 
von Gewerben für den täglichen Bedarf, welche keine beſondere Kunft⸗ ſchaft ein ſocialer Factor werden, fol fie in der Entwicklung und Um⸗ 
ſertigkeit verlangen, gelten dieſe Ausführungen nicht, und wir wiſſen bildung der Volkswirthſchaft jene Bedeutung erlangen, die ſie im 
es alle nur zu wohl, daß die Zahl der Gaſt⸗ und Schankgewerbe Geſammtintereſfe erreichen muß, dann darf fie keine Scheinexiſtenz 
durchaus nicht abgenommen hat und das Blühen dieſes Gewerbszweiges führen, fie muß vielmehr ein lebenskräftiger Organismus ſein. Daß eine 
häufig im Gegenſatze zu den übrigen Gewerben ſteht. — Es iſt nach ſolche Veremigung möglich iſt, beweiſen die beſtehenden Gewerbevereine, 
dem Vorſtehenden nicht zu erwarten, daß die Genoſſenſchaſten für gleiche | welche gerade für das gewerbliche Bildungsweſen von großer Bedeu⸗ 
und verwandte Gewerbe am flachen Lande viel für die Wahrung der tung ſind. Die Wiedererweckung der alten Innungen mag wohl uner⸗ 
Specialintereſſen der einzelnen Gewerbe leiſten werden. Für die Geſammt⸗ | füllbare Hoffnungen wecken, die Erfahrungen haben aber gelehrt, daß 


die gewerblichen Corporationen der Neuzeit dieſen alten Formen nicht 
immer zweckmäßig angepaßt werden Den geänderten volkswirthſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen muß Rechnung getragen werden, und es gilt nicht, 
in der Wahrung der einzelnen Sonderintereſſen die Kräfte zu zerſplittern, 
ſondern die Bedeutung des Aſſociationsweſens für das Gewerbe ganz 
und voll zu erfaſſen. 

Eine weſentliche Aufgabe der Gewerbe-Genoſſenſchaft bildet die 
Errichtung und Erhaltung der Krankencaſſen. Allerdings räumt das 
Geſetz $ 114, lit. v der Genoſſenſchaft auch das Recht des Beitrittes 
zu einer bereits beſtehenden Krankencaſſe ein. Der Sondergeiſt, einmal 
geweckt, dürfte aber der Bildung gemeinſamer Krankencaſſen nicht 
förderlich ſein. Es ſteht vielmehr zu befürchten, daß die Genoſſenſchaften 
in eiferſüchtiger Wahrung ihrer Selbſtſtändigkeit gerade dieſen Zweig 
ihrer Aufgabe als ein Sondervorrecht behandeln werden. Die Erfahrung 
ſpricht ja dafür, daß derlei Rechte nicht leicht aufgegeben werden, beſonders 
da, wo weitergehende Vereinigungen auch ein höheres Verſtändniß für 
das Caſſenweſen vorausſetzen. Die Krankencaſſen verlangen örtliche 
Gruppirung, gleichzeitig aber auch eine größere Zahl von Theilnehmern, 
die bei Specialcaſſen ſchwer zu erreichen ſein wird; wir erwarten daher 
auf dieſem Gebiete von den letzteren wenig Erfolge. Die geringe Zahl 
von Hilfsarbeitern bei den meiſten Gewerben am flachen Lande macht 
die Creirung ſolcher Genoſſenſchaftscaſſen ſchwierig. Ein Blick in den 
letzten Ausweis der Handelskammer Leoben beſtätigt dieſe Anſchauung. 
Sieht man von der Eiſeninduſtrie und den wenigen anderen induſtriellen 
Etabliſſements des Kammerbezirkes ab, ſo ergibt ſich für die Ge— 
werbe eine ſehr geringe Zahl von Hilſsarbeitern. In der Gruppe IX 
„Bekleidungs⸗ und Putzwaareninduſtrie“ kommen auf 1383 Gewerbe 
1319 Hilfsarbeiter, in der Gruppe VIII „Textilinduſtrie“ auf 284 Ge⸗ 
werbe 149 Hilfsarbeiter, Gruppe XIV „Kunſtgewerbe“ auf 25 Ge⸗ 
werbe 11 Hilfsarbeiter, Gruppe XI „Nahrungs⸗ und Genußmittel“ auf 
1047 Gewerbe 1217 Hilfsarbeiter, endlich in der Gruppe XV „Handel 
und Verkehr“ auf 1446 Gewerbe nur 676 Hilfsarbeiter. 

Trotz der Zuſammenziehung in Gruppen von Gewerben ergibt 
ſich kein günſtiges Verhältniß zwiſchen Gewerbsinhaber und Hilfsarbeitern, 
und es iſt unzweifelhaft, daß in einzelnen Theilen des Kammerbezirkes 
dieſes Verhältniß ſich weſentlich ungünſtiger darſtellt. Die Kranken⸗ 
caſſen werden daher vielfach auf ein Minimum von Theilnehmern 
beſchränkt, was im Intereſſe der Sache ſehr ungünſtig wäre. Sollen 
aber dieſe Caſſen die Grundlage für die Ausgeſtaltung der übrigen 
Verſicherungszweige werden, dann wäre dieſe Thatſache um ſo mehr 
zu bedauern, als damit die Löſung obiger Frage ſehr erſchwert wäre. 
Dieſen Schwierigkeiten wird die Eollectivgenoſſenſchaft leichter begegnen. 
Wir müſſen daher geſtehen, daß wir am flachen Lande die Bildung 
von Collectivgenoſſenſchaften als das Zweckmäßigere anſehen und daß 
wir uns von ihnen mehr Erfolg verſprechen, als von den zumeiſt noth⸗ 
wendig beſchränkten Specialgeuoſſenſchaften. 

Mögen daher die maßgebenden Factoren ihren Einfluß dahin 
geltend machen, daß die vielfach irrigen Meinungen über die erreichbaren 
Zwecke der Genoſſenſchaften am flachen Lande auf ihr richtiges Maß 
zurückgeführt werden und damit der Weg zur Bildung von Collectiv⸗ 
genoſſenſchaften geebnet werde. Den betheiligten Kreiſen aber möchten 
wir an's Herz legen, ihre Kräfte nicht im Einzelkampfe zu zerſplittern, 
ſondern gemeinſam das eine wichtigſte Ziel zu fördern, die Wahrung 
der Intereſſen des Gewerbeſtandes. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung des § 24 des Forſtgeſetzes und Abgrenzung der 
Competenzſphäre in einſchlägigen Streitfällen zwiſchen den Admini⸗ 
ſtrativbehörden und Civilgerichten. 


Die Eheleute Franz und Franziska K. haben am 17. Juni 
1881, 3. 5107, wider Vincenz B. eine Klage wegen Störung im 
Beſitze eingebracht, worin ſie anſührten, daß Geklagter die in ſeinem 
Walde Parcelle Nr. 219 gefällten Stämme über die im letzten fac⸗ 
tiſchen Beſitze der Kläger befindliche Wieſe Parcelle Nr. 101 als an 
jenen Wald anrainendes Grundſtück gefahren und hiedurch ſie im Beſitze 
beſagter Wieſe geſtört habe. Bei der Verhandlung hierüber erhob der 
Belangte die Einwendung der Unzuſtändigkeit des Civilgerichtes über⸗ 
haupt im Grunde des § 24 F. G. und berief ſich weiters darauf, daß 


74 — 
auch ſein Vorfahrer im Beſitze, Johann S., desgleichen die im gedachten 
Walde gefällten Stämme über die bezeichnete Wieſe gefahren habe, 
ohne von den Klägern hierwegen geklagt worden zu ſein. 
Das k. k. Bezirksgericht zu R. hat mittelſt des Endbeſcheides 
vom 20. Juli 1881, 3. 5857, der erhobenen Einwendung der Un⸗ 
zuſtändigkeit der Gerichte im Allgemeinen Folge gegeben, die Kläger 
mit der vermeintlichen Beſttzſtörungsklage an die zuſtändige politiſche 
Behörde verwieſen und zum Erſatze der gemäßigten Gerichtskoſten an 
den Belangten verurtheilt, denn zufolge der Klage ſoll der angeregte 
Störungsfall darin beſtehen, daß der Belangte Anfangs Juni 1881 
über die im letzten factiſchen Beſitze der Kläger befindliche Wieſe Par⸗ 
celle Nr. 101 innerhalb der Gemeinde J. das in feinem Walde ab- 
geſtockte Holz gefahren hat. Es ging jedoch erſt bei dem vorgenommenen 
Augenſcheine und aus den weiters abgegebenen Erklärungen der Parteien, 
namentlich auch der Kläger ſelbſt, hervor, daß der Belangte die Forſtproducte 
aus ſeinem gedachten Walde nur ſtets über die beſagte Wieſenparcelle in 
ſeinen Wohnort, die Gemeinde R., transportirte, und daß die Situation 
derart beſchaffen iſt, daß die erwähnte Wieſe unmittelbar neben dem 
in der Tiefe fließenden J.'er Bache gegen Norden und quer gegenüber 
der bezeichnete Wald gelegen iſt, welcher ſich auf einer ſteilen und 
hohen Berglehne weit gegen Südoſt erſtreckt. Längs der durch den 
erwähnten Bach markirten Thalſohle ſührt ein durch ſichtbare Wagen⸗ 
geleiſe angedeuteter Weg über die Wieſe der Kläger und ſchließt ſich 
ſohin an den in die Gemeinde R. führenden Fahrweg an. In Anbetracht 
dieſes Ergebniſſes des Localaugenſcheines war mithin der Einwendung 
der Unzuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung vorliegender Streit⸗ 
Inge Folge zu geben, nachdem der Sinn des $ 24 F ©. füglich kein 
anderer ſein kann, als daß die Eigenthümer der an einen Wald an⸗ 
rainenden Grundſtücke die Bringung der Waldproducte über dieſelben 
nur dann und unter der Bedingung zu geſtatten gehalten ſein ſollen, 
falls dieſe Producte anders gar nicht oder nur mit unverhältnißmäßigen 
Koſten aus dem Walde geſchafft und weiter gefördert werden können, 
und daß über die Nothwendigkeit der Bringung derſelben über fremde 
Gründe, beziehungsweiſe das Vorhandenſein der in Rede ſtehenden 
Bedingung die unterſte politiſche Behörde, keineswegs aber das Gericht 
zu entſcheiden habe. Die Erforderniſſe der Anwendbarkeit des citirten 
§ 24 F. G. treffen nun im vorliegenden Falle insgeſammt zu, nachdem 
Wald und Wieſe unmittelbar an einander ſtoßen und Waldproducte aus 
jenem über dieſe geſchafft wurden. Ob aber die Bringung derſelben 
gerade über dieſe Wieſe unausweichlich, die eine Nothwendigkeit war, 
ob hier überhaupt eine ſogenannte geſetzliche Servitut, eine geſetzliche 
Einſchränkung des Eigenthumsrechtes auf Grund und Boden der bezeich⸗ 
neten Wieſe platzzugreifen habe oder nicht — hierüber hat einzig und 
allein die politiſche Behörde zu erkennen. Die gegentheilige Deduction 
der Kläger, es ſei auch angeſichts der angeregten Incompetenzeinwendung 
der Schutz im Beſitze des betreffenden Reale denkbar und nicht zu 
verſagen, war als ungrundhältig deshalb nicht zu beachten, weil ja 
immerhin denkbar iſt, daß die politiſche Behörde ein dem ausgeſprochenen 
Beſitzſchutze widerſtreitendes Erkenntniß fällt, demgemäß ſich ſohin der 
gerichtliche Beſitzſchutz illuſoriſch erwieſe. Der Ausſpruch über die 
Gerichtskoſten beruht auf dem § 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 69, nachdem die Verhandlung eine contradictoriſche 
war und die Kläger vollſtändig unterlegen ſind. 
Ueber Recurs der Kläger hat jedoch das k. k. Oberlandesgericht 
zu P. mittelſt Verordnung ddo. 21. September 1881, 3. 25.500, 
den recurrirten Endbeſcheid behoben und dem Erftrichter aufgetragen, 
unter Abſehen von dem ungrundhältigen Incompetenzbedenken in der 
Sache ſelbſt zu erkennen, weil nach dem Wortlaute und Sinne des 
24 F. G. die unterſte politiſche Behörde nur in dem Falle zur 
Entſcheidung berufen iſt, wenn der Waldeigenthümer Forſtproducte aus 
ſeinem Walde hinausſchaffen will, dies aber nur über die Gründe der 
Nachbarn zu bewerkſtelligen vermag, Erſterem jedoch weder ſactiſch noch 
rechtlich ein Fahrweg über die letzteren zuſteht, und die Eigenthümer der 
letzteren entweder die Nothwendigkeit der Bringung der Forſtproducte 
über ihre Gründe in Abrede ſtellen oder lediglich gegen eine beſtimmte 
Entſchädigung zulaſſen wollen. In dieſem Falle hat eben dann die 
politiſche Behörde auszusprechen, daß dieſe beſtrittene Nothwendigkeit zur 
Bringung der Waldproducte über fremde Gründe ſtatthabe und dem 
Waldeigenthümer gegen die unter Einem feſtzuſetzende Entſchädigung zu 
geſtatten ſei. Der vorliegende Fall gehört aber nicht zu jenen, in 
denen ein ſolcher Ausſpruch der politiſchen Behörde einzutreten hätte. 
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Der Belangte behauptet nirgends, er fer nicht im Beſitze eines Fahr⸗ Religion auszutreten, genügen ſollte, um dieſes Hinderniß zu beheben. 


weges, auf welchem er die Forſtproducte aus ſeinem Walde heraus⸗ 
zuſchaffen vermöchte und es ſei aus dem Grunde, weil er wegen Nicht⸗ 
einwilligung der Kläger als Eigenthümer des Nachbargrundes dieſelben 
über ihr Grundſtück nicht herausſchaffen könne, nothwendig, womit die 
politiſche Behörde entſcheide, daß die Kläger dieſe Bringung der Forſt⸗ 
producte gegen eine beſtimmte Entſchädigung dem Belangten zu geſtatten 
verpflichtet ſeien. Vielmehr behauptet derſelbe, daß ſowohl er ſelbſt als 


auch feine Vorgänger im Beſitze des Waldes Parcelle Nr. 219 ſeit lichen Ordnung und Moral der öſterreichiſche Staatsbürger, 


altersher, und zwar ſeit mindeſtens 30 Jahren die Forſtproducte aus 
dem gedachten Walde über die oberwähnte Wieſe der Kläger anſtandslos 


| 


| 


Es ergibt ſich dies aus der Wortfügung und insbeſondere aus der 
Partikel „ſchon“ und aus dem Zuſammenhange mit dem 8 73 des 
Joſephiniſchen bürgerlichen Geſetzbuches vom Jahre 1786, aus welchem 
die Beſtimmung übernommen wurde. Es iſt ein wohl den Grundſätzen 
der katholiſchen Kirche entnommenes, aber unbeſchränkt von der bürger⸗ 
lichen Geſetzgebung und unter die Satzungen des öffentlichen Rechtes 
aufgenommenes Ehehinderniß, durch welches aus Rückſichten der öffent 
welcher 
bereits die höheren Weihen des katholiſchen Prieſterthums empfangen 
oder feierliche Ordensgelübde der Eheloſigkeit abgelegt hat, des ſittlichen 


hinausgeſchafft haben, daß ihm alſo nicht nur der letzte factiſche, ſondern Vermögens baar erklärt wird, einen Ehevertrag zu ſchließen. Durch die 


ein ſolcher Beſitz des Fahrrechtes über dieſe Wieſe zukomme, welcher 
auf dem Rechtstitel der Erſitzung fußte. In dieſer Behauptung liegt 
aber das gerade Widerſpiel der Nothwendigkeit einer Entſcheidung der 
politiſchen Behörde, es liegt in derſelben die directe Beſtreitung, daß 
dieſes Fahrrecht dem Belangten erſt durch die politiſche Behörde, und 
zwar gegen irgend eine Entſchädigung an den Grundeigenthümer zu⸗ 
zuerkennen ſei, und unter Einem die beſtimmte Erklärung, daß Belangter 
den factiſchen Beſitz des Fahrrechtes auch in Hinkunft auf die angegebene 
Art auszuüben gewillt ſei. Nun wollen aber auch die Kläger lediglich 
im Beſitze ihrer Wieſe geſchützt werden, ſtellen die ſeitens des Belangten 
behauptete ſactiſche Ausübung des in Rede ſtehenden Fahrrechtes durch 
ihn und ſeine Beſitzvorfahrer im Eigenthumsbeſitze des bezeichneten 
Waldes durchgehends in Abrede und verlangen auch ihrerſeits keines⸗ 
wegs eine Entſcheidung der politiſchen Behörde bezüglich einer etwaigen 
ſeitens des Belangten ihnen zu leiſtenden Entſchädigung. Der vorliegende 
Streitfall hat alſo einzig und allein den Schutz des Beſitzes der Wieſe 
der Kläger gegenüber dem ſeitens des Belangten eingewendeten Beſitze 
des Fahrrechtes über dieſelbe zum Gegenſtande, und da über den Beſitz 
einer Sache oder eines Rechtes, wie auch über die Frage, ob Jemand 
in dieſem Beſitze geſtört worden ſei oder nicht, nur die Gerichte zu 
entſcheiden haben, ſo iſt die recurrirte Entſcheidung, welche die Kläger 
wegen vermeintlicher Unzuſtändigkeit der Gerichte an die politiſche 
Behörde verweiſt, im Hinblicke auf § 55 des kaiſ. Patentes vom 20. No⸗ 
vember 1852, R. G. Bl. Nr. 251, und auf § 1 der kaiſ. Verord⸗ 
nung vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, ungegründet, mußte 
daher abgeändert und wie oben erkannt werden. 

Dem dagegen eingebrachten Reviſionsrecurſe hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mittelſt Decretes vom 12. November 1881, 3. 12.472, 
unter Bezugnahme auf die durchaus richtigen Entſcheidungsgründe des 
Oberlandesgerichtes keine Folge gegeben. je 


Fortbeſtand des Ehehinderniſſes des § 63 a. b. G. B. bei einem 
zu einem anderen Religionsbekenntniſſe übergetretenen römiſch⸗ 
katholiſchen Geiſtlichen. 

Der nach katholiſchem Ritus getaufte N., welcher am 29. Auguſt 
1858 die feierliche Profeß in einem öſterreichiſchen Ordensſtifte abgelegt, 
im Jahre 1860 die höheren Weihen empfangen, im Jahre 1875 den 
Austritt aus dem Stiſtsverbande angemeldet, im Jahre 1878 durch 
einige Monate der altkatholiſchen Cultusgemeinde in Wien angehört 
hatte und ſpäter der evangeliſchen Kirche A. C. beigetreten war, wurde 
am 28. Jänner 1879 in der evangeliſchen Kirche A. C. in Wien mit 
der nach katholiſchem Ritus getauften, im Jahre 1878 der altkatholiſchen 
Cultusgemeinde in Wien beigetretenen N. getraut. 

Dieſe Ehe wurde vom k. k. Kreisgerichte Wiener⸗Neuſtadt am 
21. Auguſt 1883, Z. 3563, wegen des Hinderniſſes des § 63 a. b. 
G. B. für ungiltig erklärt, welches Urtheil das k. k. Oberlandesgericht 
in Wien am 30. October 1883, Z. 16.217, und der k. k. oberſte 
Gerichtshof am 19. Februar 1884, 3. 821, beſtätigten, der letztere 
aus folgenden Entſcheidungsgründen: 

Bei den im § 63 a. b. G. B. vorgeſehenen Ehehinderniſſen des 
öffentlichen Rechtes liegt der Schwerpunkt des Hinderniſſes in dem 
Umſtande, daß die Perſon, welche eine Ehe einzugehen gedenkt, ſchon 
die höheren Weihen des katholiſchen Prieſterſtandes empfangen oder in 
einem geiſtlichen Orden das feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt 
hatte, keineswegs aber in dem Verhältniſſe, daß dieſe Perſon ſich außer⸗ 
dem auch noch thatſächlich im katholiſchen prieſterlichen Stande oder 
Kloſterverbande befinde, fo daß die Ablegung des Briefter- oder Mönch⸗ 
gewandes und die willkürliche Erklärung, aus der römiſch⸗katholiſchen 
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Wirkſamkeit des citirten $ 63 a. b. G. B. 


geſetzliche Beſtimmung der unbedingten Unzuläſſigkeit einer ſolchen Ehe 
wird der Verſuchung — durch einen in den ſeltenſten Fällen auf reiner 
innerer Ueberzeugung beruhenden Religionswechſel —, eine unerlaubte 
eheliche Verbindung einzugehen, und hiemit auch der Mehrung jener 
Wirrniſſe begegnet, welche in dem Falle eintreten, daß der Apoſtat, 
nachdem er eine Familie gegründet hat, in den Schoß der katholiſchen 
Kirche zurückzukehren erklärt und als Bußfertiger nach den Satzungen 
der Kirche im Prieſterſtande und beziehungsweiſe im Kloſter wieder 
Aufnahme findet; und eben der Umſtand, daß der letztgedachte Fall und 
die Regelung der Perſonen- und Vermögensrechte für einen ſolchen Fall im 
Geſetze nicht ausdrücklich und ſpeciell vorgeſehen iſt, liefert wieder einen 
Beleg für die Richtigkeit der Auffaſſung des Sinnes und der Trag⸗ 
weite des 8 63 des a. b. G. B., wie ſte in den unteren Inſtanzen 
ſtattgefunden hat. Durch das Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 42, 
ſowie durch das Geſetz über die interconfeſſionellen Verhältniſſe der 
Staatsbürger vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, hat die 
noch keine Einſchränkung 
oder Aenderung erlitten Der Artikel 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, welcher ausſpricht, daß 
die volle Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit Jedermann gewährleiſtet iſt 
und daß der Genuß der bürgerlichen und politiſchen Rechte von dem 
Religionsbekenntniſſe unabhängig ſein ſoll, enthält den ausdrücklichen 
Beiſatz, daß jedoch den ſtaatsbürgerlichen Pflichten durch das Religions⸗ 
bekenntniß kein Abbruch geſchehen ſoll. Es gehört aber zu den ſtaats⸗ 
bürgerlichen Pflichten ohne Unterſchied des Religionsbekenntniſſes, daß 
man einen Act unterlaſſe, welcher durch ein Geſetz aus Rückſichten der 
öffentlichen Ordnung und Sitte für unbedingt unzuläſſig erklärt iſt und 
ſich der Nichtigkeitserklärung eines ſolchen Actes füge, wie immer die 
Anſchauungsweiſe der Perſon vom Standpunkte des Religionsbekenntniſſes 
fein möge, wonach die Aufrechthaltung der Beſtimmung des citirten 
§ 63 dem Wortlaute und Geiſte dieſes Staatsgrundgeſetzartikels nicht 
entgegenſteht; und wenn im Geſetze zur Regelung der interconfeſſionellen 
Verhältniſſe der Staatsbürger im Artikel 5 beſtimmt iſt, daß durch die 
Religionsveränderung alle genoſſenſchaftlichen Rechte der verlaſſenen 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft an den Ausgetretenen ebenſo wie die 
Anſprüche dieſes an jene verloren gehen, ſo kann nach der eigenthümlichen 
Bedeutung dieſer Worte in ihrem Zuſammenhange nicht auch die Auf⸗ 
hebung des im § 63 a. b. G. B. vorgeſehenen Ehehinderniſſes für 
die die katholiſche Religion verlaſſenden Prieſter und Mönche gefunden 
werden, und zwar um ſo weniger, als eine ſolche Beſtimmung, wenn ſie 
gegeben werden wollte, einen Gegenſtand des gleichzeitig am 25. Mai 
1868 unter Nr. 47 R. G. Bl. erlaſſenen Ehegeſetzes, wozu unterm 
1. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 80, die Vollzugsverordnung folgte, 
hätte zu bilden gehabt. Dem Allen zufolge ſtellt ſich die Erklärung der 
Ungiltigkeit der in Rede ſtehenden Ehe als vollkommen gerechtfertigt dar. 
Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1883. I. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 55. Ausgeg. am 24. Mai. 
Auflaſſung der Poſtſtation in Unhoſcht in Böhmen. H. M. Z. 16,136. 
16. Mai. 
Taxirung und Inſtradirung der nach der Türkei und darüber u 
beftimmten Telegramme. H. M. Z. 41.935 ex 1882. 10. Mai. 


Nr. 56. Ausgeg. am 28. Mai. 
Verbot der Zeitſchrift: „Iskra Slavjanske slobode“. H. M. Z. 18.513. 
22. Mai. 
Verbot der Zeitſchrift: „Contemporanul“. H. M. Z. 18.514. 22. Mai. 
Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphentarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. 8. 16.646. 16. Mai. 
Nr. 57. Ausgeg. am 30. Mai. 
Errichtung der k. k. Bahnpoſten Wien⸗Paſſau und retour Nr. 16. H. M. 
3. 18.221. 24. Mai. 
Reactivirung der zweiten Bahnpoſten auf der Route Tarvis⸗Laibach. H. M. 
Z. 17.714. 16. Mai. 
Ermächtigung der königl. ung. Aerarialpoſtämter in Karanſebes und Zenta 


ſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 17.795. 18. Mai. 
Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre 
mit der britiſchen Colonie Barbados. H. M. Z. 17.349. 17. Mai. 


Nr. 58. Ausgeg. am 1. Juni. 
Abänderung der Gebühren für Separateilfahrten. HD. M. Z. 12.736. 
30. Mai. 
Verzeichniß über als weitere Sammelſtellen beſtimmte Poſtämter. H. M. 


Z. 915. 27. Mai. 
Nr. 59. Ausgeg. am 4. Juni. 
Errichtung des Poſtbureau Trelex in der Schweiz. H. M. Z. 13.558. 
24. Mai. 
Aenderung im Fahrpoſttarife „Amerika“. H. M. Z. 17.953. 23. Mai. 
Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. Z. 18.263. 21. Mai. 
Vertheilung des Nachtrages Nr. 17 zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphen⸗ 
bureaux. H. M. Z. 17.925. 19. Mai. 
Nr. 60. Ausgeg. am 5. Juni. 
Einführung poſtämtlicher Couverts für die Verſendung von Poſtaufträgen, 
ſowie für die Zurückſendung der nicht eingelöſten Poſtaufträge. H. M. 3. 17.217. 
23. Mai. 
Nr. 61. Ausgeg. am 8. Juni. 
Behandlung der Geldbriefe nach der Schweiz, Rumänien und Serbien. 
H. M. Z. 18.548. 28. Mai. 
Aenderung im Fahrpoſttarife „Amerika“. H. M. Z. 19.053. 28. Mai. 
Nr. 62. Ausgeg. am 12. Juni. 
Errichtung eines Poſtamtes in Caſtelvenier. H. M. Z. 17.526. 28. Mai. 
Einführung des Fahrpoſtdienſtes bei dem Poſtamte Novegradi. H. M. 
8. 17.526. 28. Mai. 
Werthangabe in den Zolldeelarationen zu den Poſtpacketen (Colis postaux) 
und den gewöhnlichen Fahrpoſtſendungen nach Bulgarien. H. M. Z. 19.452. | 
1. Juni. 
Aenderung im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. Z. 19.251. 31. Mai.. 
Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. Z. 19.352. 31. Mai. | 
Nr. 63. Ausgeg. am 14. Juni. ! 
Proviſoriſche Vorschrift des k. k. Handelsminiſteriums für die demſelben 
unterſtehenden Organe über den zu beobachtenden Vorgang bei Behandlung der 
auf Grund des Geſetzes vom 21. April 1882 (R. G. Bl. Nr. 123) in Execution 
gezogenen Bezüge der im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen und ihrer 
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Hinterbliebenen, dann bei Behandlung der Geſuche um außergerichtliche vormer⸗ 


kungen von freiwilligen Verpſändungen und Abtretungen der im Geſetze vom 21. April | 
1882 angeführten Bezüge. H. M. Z. 1912. 29. Mai. 
Nr. 64. Ausgeg. am 16. Juni. 
Poſtnachnahmeverkehr mit Deutſchland und einigen anderen darüber hinaus⸗ 
gelegenen Ländern. H. M. Z. 21.094. 10. Juni. | 


Nr. 65. Ausgeg, am 18. Juni. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumeratiousgebühren für 
ausländiſche Zeitungen pro III. Quartal 1883. H. M. 8. 19.451. 31. Mai. 

Correſpondenzkarten mit ſchriftlichen Mittheilungen auf der Adreßſeite nach 
Rumänien. H. M. 8. 19.521. 31. Mai. 

Verbot der Verſendung von Schweinefleiſch und von Würſten amerikaniſchen 
Urſprunges nach Deutſchland. H. M. Z. 19.240. 31. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H. M. Z. 19.720. 31. Mai. 

Ermächtigung des königl. ung. Aerarialpoſtamtes in Szarvas zur Ver⸗ 
mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahme⸗ 
ſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 19.702. 1. Juni. 

Einführung eigener Poſtbegleitadreſſen für Colis postaux. H. M. Z. 19.356. 
2. Juni. 
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zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahme⸗ 


Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. Z. 20.189. 6. Juni. 

Eröffnung und Schließung von öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und 
Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. 3. 14.812. 26. Mai. 

Nr. 66. Ausgeg. am 19. Juni. 

Errichtung und Auflaſſung von ſchweizeriſchen Poſtanſtalten in Italien. 
H. M. Z. 20.125. 6. Juni. 

Errichtung von königl. ung. Poſtämtern. H. M. Z. 16.845. 9. Mai. 

Nr. 67. Ausgeg. am 20. Juni. 

Einführung von Poſtaufträgen im Verkehre zwiſchen Oeſterreich-Ungarn 
und Deutſchland. H. M. Z. 21.323. 12. Juni. 

Nr. 68. Ausgeg. am 26. Juni. 

Abdruck von Nr. 95 R. G. Bl. 

Einführung von Poſtanweiſungen nach Canada in Nord-Amerika. H. M. 
8. 20.464. 11. Juni. 

Nr. 69. Ausgeg. am 29. Juni. 

Rechnungslegung über Poſtbeförderungs⸗Gebühren. 
8. Juni. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphentarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. Z. 17.478. 6. Juni. 

Beitritt Siams zur internationalen Telegraphenconveution von St. Peters⸗ 
burg. H. M. 8. 21.120. 13. Juni. 

Herſtellung einer zweiten Kabelverbindung zwiſchen den chineſiſchen See⸗ 
häfen Hongkong und Shanghai. H. M. Z. 20.310. 15. Juni. 

Nr. 70. Ausgeg. am 30. Juni. 

Verzeichniß über als weitere Sammelſtellen beſtimmte Poſtämter. H. M. 
Z. 1102. 27. Juni. 

Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre 
mit Dänemark incluſive Island und den däniſchen Colonien St. Thomas, 
St. Jean und St. Croix. H. M. Z. 22.216. 22. Juni. 

Beigabe eines Poſtanweiſungsformulares zu Poſtaufträgen des internen 
Verkehres. H. M. Z. 23.379. 28. Juni. 


H. M. 3. 4681. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Victor Freiherrn von Puthon 
in Innsbruck den Titel und Charakter eines Hofrathes und dem Bezirkshaupt⸗ 
manne Benedict Ritter von Hebenſtreit in Innsbruck den Titel und Charakter 
eines Statthaltereirathes, beiden taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Johann Liebich in Graz anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberbaurathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Johann 


Lerch den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Archivar des Herrenhauſes des Reichsrathes 
Heinrich Ritter von Wallner den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem in der Kanzlei des Herrenhauſes des Reichs⸗ 
rathes in Verwendung ſtehenden Officiale Alexander Gebert das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Emanuel Grafen Thun 
zum Stellvertreter des Landeshauptmannes in der gefürſteten Grafſchaft Tirol 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steueroberinſpector Friedrich Blum zum 
Finanzſecretär der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Secretär Dr. Theodor 
Richter zum Finanzrathe bei der Finanzprocuratur in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Johann Daczynafi und 
Karl Schreyer zu Hauptſteuereinnehmern bei der Finanz⸗Landesdirection in 
Lemberg ernannt. 


Erledigungen. 

Zwei Evidenzhaltungsgeometer zweiter Claſſe in der eilften Rangsclaſſe 
für die Vermeſſungsbezirle Pilgram und Rakonitz, bis 6. Mai. (Amtsbl. Nr. 94.) 

Bezirksarztesſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe bei den politiſchen Behörden 
in Dalmatien, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 

Hüttenmeiſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Hütten⸗ 
verwaltersſtelle in der neunten Rangsclaſſe mit Amtswohnung gegen Caution bei 
der k. k. Bergdirection in Pribram, bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 98.) 

Lottoamts⸗ und Caſſacontrolorsſtelle in Innsbruck mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution, eventuell eine Controlors⸗, Archivars⸗, Caſſiers⸗ oder Ober⸗ 
amtsofficialsſtelle bei den k. k. Lottoämtern in der neunten Rangsclaſſe gegen 
Caution, bis 18. Mai. (Amtsbl. Nr. 99.) 

Magiſtratsrathsſtelle beim Magiſtrate der k. k. Reichs⸗Haupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien mit 2400 fl. Gehalt und 30percentigem Quartiergeld, bis Mitte Mai. 
(Amtsbl. Nr. 99.) 


“Hiezu als Beilage: Bogen 3 und 4 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 
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